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2. Verwaltung auf Umweltkurs  
 Öko-Audit beim Senator für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa 
 
Mit der erfolgreichen Revalidierung des Umweltmanagementsystems im Jahr 2007 hat der 
Öko-Audit-Prozess am Standort Innenstadt / Ansgaritorstraße die Pilotphase hinter sich ge-
lassen und ist dem “Alltagsgeschäft“ deutlich näher gekommen. Das ist zugleich positiv wie 
auch eine Herausforderung. Positiv deswegen, weil sich der Umweltschutzgedanke aus der 
Nische des Besonderen und Außergewöhnlichen herauslöst und tatsächlich mehr und mehr 
in das Bewusstsein und tägliche Handeln der MitarbeiterInnnen eindringt. Eine Herausforde-
rung, weil mit zunehmender Normalisierung des Themas auch das Problembewusstsein da-
für verblasst und anderen, akuten Themen Platz macht. 
 
Die EMAS1- Verordnung sieht vor, dass im Drei-Jahresrhythmus das gesamte Umweltmana-
gementsystem kritisch durchleuchtet und auf den heutigen Stand der Erfordernisse gebracht 
werden muss. Ziel unserer Beteiligung an EMAS war und ist es, die eigene Umweltleistung 
auf den Prüfstand zu stellen, den Ressourcenverbrauch der Verwaltung zu bilanzieren und 
nach Lösungen zu suchen, den internen Umweltschutz im Büro- und Verwaltungsbetrieb zu 
verbessern. Die vorliegende Umwelterklärung fasst die Fortschreibung des Öko-Audits beim 
Senator für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa zusammen und stellt die wichtigsten Ergeb-
nisse vor.  
 
Mit dem aufgebauten Umweltmanagementsystem  (UMS) soll sichergestellt werden, dass 
die Ziele - insbesondere die kontinuierliche Verbesserung der eigenen Umweltleistung - er-
reicht werden. Das Umweltmanagementsystem beschreibt die internen Abläufe, benennt die 
Zuständigkeiten und beschreibt das Zusammenspiel zwischen Öko-Audit-Team, dem Um-
weltmanagementbeauftragten und dem Vertreter des obersten Führungsgremiums der Or-
ganisation. Bewährt hat sich in diesem Zusammenhang die Reduzierung auf ein kleines 
Öko-Audit-Kernteam (Umweltmanagementbeauftragter plus zwei KollegInnen) sowie die Ein-
richtung eines erweiterten Öko-Audit-Teams, in dem alle Abteilungen der Dienststelle vertre-
ten sind. 
 

                                            
1 EMAS ist die Abkürzung für: Eco Managenment and Audit Scheme, 

übersetzt:  Umweltmanagement- und Überprüfungssystem 
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3. Aufgaben und Organisation der Dienststelle 
 
Die Dienststelle des Senators für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa ist in die Fachbereiche 
Umwelt und Bau sowie in die Abteilungen für Verkehr und Europa und die Abteilung „Servi-
ce- und Ressortplanung“ (allgemeine Verwaltungsabteilung) untergliedert. 
 
Ein aktuelles Organigramm des Ressorts befindet sich im Anhang. 
 
 
Die Zuständigkeiten des Ressorts sind in der aktuellen Geschäftsverteilung des Senats der 
Freien Hansestadt Bremen festgelegt: 
 
Raumordnung, Stadtentwicklung, Städtebau: 
Raumordnung und Landesplanung; Koordinierung der Stadtumlandbeziehungen; Stadtent-
wicklungsplanung; Bauleitplanung; Bodenordnung; städtebauliche Sanierung und Entwick-
lung; Stadtbildgestaltung; Städtereklame. 
 
Bauwesen: 
Bauordnungswesen; Hochbau; Kataster- und Vermessungswesen; Baulenkung; Bauwirt-
schaft und Verdingungswesen; Bauforschung, Bautechnik; Angelegenheiten der Architekten 
und Ingenieure. 
 
Baurecht: 
Raumordnungsrecht; Planungsrecht; Bauordnungsrecht; Erschließungsrecht; Wegerecht; 
Bauwirtschaftsrecht; sonstiges Baurecht; Aufsicht über die Architektenkammer und die Inge-
nieurkammer; Enteignung, Gutachterausschuss für Grundstücksbewertung. 
 
Wohnungswesen: 
Wohnungsbau; Wohnungswesen; Siedlungswesen (ausgenommen Siedlungsprogramme im 
Agrarbereich); Wohnungsbaufinanzierungen; Wohngeld; Mietpreisfragen. 
 
Verkehr: 
Verkehrspolitik und Verkehrskonzepte; Verkehrspolitik der EU; Verkehrsministerkonferenz; 
Angelegenheiten der Eisenbahnen; Bundesverkehrswegeplan, einschl. Bundesfernstrassen; 
Transeuropäische Netze;  
 
Integrative Verkehrsplanung; Straßenverkehr, Straßen- und Brückenbau; Oberste Landes-
straßenbaubehörde; Fachaufsicht über den TÜV - Abteilung Kraftverkehr; Angelegenheiten 
des öffentlichen Personennahverkehrs einschließlich Schienenpersonennahverkehr und Be-
förderungstarife; Verkehrsgemeinschaft Bremen-Niedersachsen; Gewerblicher Straßenper-
sonen- und -güterverkehr; Planung, Bau und Vermietung von Nahverkehrsanlagen; Techni-
sche Stadtbahnaufsicht. 
 
Verkehrsrecht: 
Straßenverkehrsrecht; Fahrlehrergesetz. 
 
Umweltschutz: 
Umweltpolitik und Koordinierung von Umweltschutzmaßnahmen; Beteiligung bei Gesetzes- 
und Verordnungsvorhaben sowie bei Planungen und sonstigen Maßnahmen, die Fragen des 
Umweltschutzes berühren; Grundsatzfragen der Umweltverträglichkeitsprüfungen; Natur-
schutz und Landschaftspflege; Grünordnung, Bodenschutz (incl. Altlasten), Immissions-
schutz, Angelegenheiten des Fluglärms (soweit nicht der Senator für Wirtschaft und Häfen 
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zuständig ist); Angelegenheiten des Straßenverkehrslärms; Wasserwirtschaft; Wasserver-
sorgung; Landwirtschaft mit ihren Auswirkungen auf Boden, Natur und Landschaft (soweit 
nicht der Senator für Wirtschaft und Häfen zuständig ist); Forstwirtschaft; Jagdwesen; Förde-
rung von Umweltschutztechnologien und -strukturen; Entsorgung (Abwasserbeseitigung, 
Abfallwirtschaft); Stadt- und Straßenreinigung; ; Friedhofs- und Bestattungswesen; Kriegs-
gräberangelegenheiten; Kleingartenwesen; Wasserbau; Hochwasserschutz; Deichverteidi-
gung, Umweltrecht (einschl. Entsorgungsrecht); Deichrecht; Wasserverbandsrecht; 
Rechtsaufsicht über die stadtbremischen Wasser- und Bodenverbände; Kartellaufsicht über 
die Wasserversorgung; Förderung und Koordinierung von Umweltinitiativen, -verbänden und 
-projekten; ökologische Modellvorhaben. 
 
Umwelt- und andere Aufgaben im Energiebereich: 
Angelegenheiten der Energiepolitik, des Klimaschutzes und der CO2-Minderung; Vollzug des 
Energieeinsparungsgesetzes und des Bremischen Energiegesetzes; Energiepreisaufsicht; 
Energiekartellaufsicht; Energiemanagement für öffentliche Gebäude; Förderung der rationel-
len Energienutzung und der regenerativen Energien sowie von Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben im Energiebereich; Vollzug des Energiewirtschaftsgesetzes; Atomrecht und 
atomrechtliche Genehmigungsverfahren.  
 
Europaangelegenheiten: 
Allgemeine Vertretung bremischer Interessen in und gegenüber Organen und Institutionen 
der EU; Ressortübergreifende Koordination der EU-Angelegenheiten, insbesondere der 
Ressortprogramme mit europäischer Zielsetzung und der EU-Notifizierungs- und -
Beihilfeangelegenheiten, Grundsatzfragen der Europapolitik; Förderung des Europa-
Gedankens; Europa-Service für bremische Unternehmen, Verbände und Kammern; Zusam-
menarbeit mit regionalen EU-Beratungsstellen; Neue Hanse Interregio. 
 
Entwicklungszusammenarbeit: 
Förderung von Nichtregierungsorganisationen; Entwicklungszusammenarbeit; Projektförde-
rung 
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4. Der Standort 
 
Aufgrund zahlreicher organisatorischer Veränderungen im Laufe des Öko-Audit-Prozesses 
wurde im Zuge der Erstvalidierung durch den externen Gutachter als erster Standort der 
"Gebäudekomplex Innenstadt" in das Standortregister eingetragen werden. Auf diesen 
Standort bezieht sich auch die Revalidierung 2007 sowie die daraus resultierende Umwelt-
klärung. 
 
Der Standort Innenstadt wurde in der Umwelterklärung 2003 ausführlich beschrieben. Ende 
2003 wurde ein Teil einer Büroetage in den Blöcken A+B zusätzlich angemietet; nach einem 
Umbau wurde diese Bürofläche im Mai 2007 um zusätzliche Räume erweitert. Damit hat sich 
die genutzte Bürofläche am Standort Innenstadt gegenüber dem Jahr 2003 um insgesamt 
1005 auf knapp 10.000 Quadratmeter vergrößert. Dies wird sich in der Bilanzierung der di-
rekten Umweltauswirkungen in den nächsten Jahren bemerkbar machen; in der aktuellen 
Umwelterklärung jedoch noch nicht. 
Außerdem wurden alle Fenster des Bürogebäudes im Zeitraum 2003 / 04 erneuert. Im Jahr 
2006 wurde darüber hinaus in allen Büroräumen und Fluren die Beleuchtungsanlage auf 
einen modernen, den Anforderungen des Arbeitsschutzes genügenden Stand der Technik 
gebracht. Zudem wurden eine Brandmeldeanlage installiert sowie weitere, nicht umweltrele-
vante bauliche Verbesserungen durchgeführt. 
 
Der zweite große Standort des Senators für Bau, Umwelt und Verkehr, das seit 2002 genutz-
te ehemalige Siemens-Hochhaus, wurde für das Jahr 2003 erstmals bilanziert. Die erhobe-
nen Daten werden parallel zu denen des Standortes Innenstadt dargestellt, sie fließen aber 
nicht in die aktuelle Bilanz ein (siehe Datensammlung im Anhang). Ursprünglich war vorge-
sehen, den Standort Contrescarpe / Siemens-Hochhaus anlässlich der jetzt vollzogenen Re-
validierung in das Verfahren zu integrieren sowie in das EMAS-Standortregister eintragen zu 
lassen. Aufgrund der bis vor kurzem noch unklaren längerfristigen Nutzungsperspektive ist 
hierauf jedoch verzichtet worden. 
Davon unabhängig sind die im Siemens-Hochhaus tätigen Abteilungen organisatorisch be-
reits in das Umweltmanagementsystem des Senators für Bau, Umwelt und Verkehr integriert.   
Daher sind bestimmte, nicht gebäudeabhängige Daten bereits jetzt auf die gesamte Dienst-
stelle bezogen. 
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5. Umweltleitlinien 
 
Unsere Umweltleitlinien stellen die Verpflichtung des obersten Führungsgremiums und aller 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zum Umweltschutz dar: 
 

Zum Selbstver-
ständnis 

Der Senator für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa trägt durch die 
Wahrnehmung seiner fachlichen Aufgaben zum Umweltschutz bei. 
Wir betrachten den Umweltschutz als einen wichtigen Bestandteil 
unseres täglichen Handelns und stellen sicher, dass dieser auf allen 
Ebenen in konkrete Ziele und Verhaltensregeln umgesetzt wird.  
 

Kontinuierliche Ver-
besserung des Um-
weltschutzes, Res-
sourcenschutz 

Wir verpflichten uns zur Einhaltung aller relevanten Umweltvorschrif-
ten und zur angemessenen kontinuierlichen Verbesserung des Um-
weltschutzes. Dabei stehen die Verringerung des Ressourcen-
verbrauchs sowie die Verhütung von Umweltbelastungen im Vorder-
grund. Bei der Beschaffung und Vergabe werden die Ziele des Um-
weltschutzes beachtet.  
 

Minimieren von Um-
weltbelastungen 

Wir überwachen, prüfen und bewerten regelmäßig die Auswirkungen 
unserer Tätigkeiten durch Instrumente der Eigenkontrolle und leiten 
geeignete Maßnahmen zur Minimierung der Umweltbelastungen ein.  
 

Einrichten eines  
Umweltmanage- 
mentsystems 
 
 
 
 
 
Einbeziehen der  
MitarbeiterInnen 

Wir wollen durch das Umweltmanagementsystem eine klare Aufbau- 
und Ablauforganisation schaffen, verbunden mit eindeutigen Zustän-
digkeiten und Verantwortlichkeiten. Die Leitung der senatorischen 
Behörde sieht in der Einführung und Aufrechterhaltung eines Um-
weltmanagementsystems ein geeignetes Mittel zur Erfüllung der 
Umweltziele der Behörde, die mit Unterstützung der MitarbeiterInnen 
regelmäßig festgelegt und bewertet werden.  
Dabei sollen die MitarbeiterInnen Verantwortung für Umweltschutz-
ziele und -maßnahmen übernehmen. Die Behördenleitung prüft in 
regelmäßigen Abständen die Wirksamkeit des Managementsystems 
und veranlasst Korrekturmaßnahmen.  
 

Information  
der MitarbeiterInnen  
und der Öffentlich-
keit 

Wir informieren regelmäßig unsere MitarbeiterInnen sowie BürgerIn-
nen und interessierte Kreise über unsere umweltbezogenen Leistun-
gen durch geeignete Presse- und Öffentlichkeitsarbeit und stehen in 
einem offenem Dialog mit Bremer Wirtschaftsbetrieben und öffentli-
chen Einrichtungen. 
 

 Die Umweltleitlinien werden in regelmäßigen Abständen auf ihre 
Angemessenheit bewertet, überarbeitet und der Öffentlichkeit und 
den MitarbeiterInnen zur Verfügung gestellt. 
 

 
Diese Umweltleitlinien werden bei der Erstellung des Umweltprogramms zu Grunde gelegt. 
Dieses Programm (s. Kap. 10) enthält Ziele und einzelne Maßnahmen, durch deren Umsetz-
ung wir Schritt für Schritt die Verbesserung unserer Umweltleistungen sicherstellen wollen. 
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6. Das Umweltmanagementsystem  
 
Das System auf einen Blick 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Abb.1: Ablauf des Umweltmanagementsystems 
 
 
Die senatorische Dienststelle verursacht durch ihre Tätigkeiten und Entscheidungen be-
stimmte (positive oder negative und direkte oder indirekte) Umweltauswirkungen. Ziel eines 
Umweltmanagementsystems ist es, die wesentlichen Umweltaspekte, die zu Umweltauswir-
kungen führen, zu ermitteln und deren negativen Umweltauswirkungen zu minimieren bzw. 
zu vermeiden. Dieser Prozess erfolgt nicht nur einmalig, sondern laufend. Somit wird Um-
weltschutz zu einem festen Bestandteil der innerbetrieblichen Entscheidungen - es wird ein 
kontinuierlicher Verbesserungsprozess im internen Umweltschutz angestoßen und aufrecht 
erhalten. 
 

Die Elemente eines Umweltmanagementsystems beruhen auf dem Modell „Planen, Umset-
zen, Prüfen, Handeln“. 

 

Umweltleitlinien: Ziele setzen 

Die Behörde legt ihre Gesamtziele und Handlungsgrundsätze für die an EMAS teilnehmen-
den Standorte und Abteilungen fest und verpflichtet sich zur kontinuierlichen Verbesserung 
der Umweltleistung sowie zur Einhaltung aller einschlägigen Umweltrechtsvorschriften. 
 
 

6. Umwelterklärung erstellen  

7. Validierung/Veröffentlichung 
der Umwelterklärung  

8. Registrierung , Teilnahmeer-
klärung  

5. Umweltbetriebsprüfung   
durchführen 

1. Umweltleitlinien festlegen  

2. Erste Umweltprüfung  
durchführen  

3. Umweltprogramm erstellen  

- Umweltziele 

- Maßnahmen  

4. Umweltmanagementsystem  

- Aufbauorganisation 
- Ablauforganisation  
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Planung: Den Kurs abstecken 

Mit einer Umweltprüfung  – einer ersten Bestandsaufnahme – wurden bei der Erstvalidie-
rung alle Aspekte ermittelt, die eine bedeutende Auswirkung auf die Umwelt haben können. 
Die wichtigsten Umweltaspekte wurden quantifiziert, bewertet und im Bericht zur Umweltprü-
fung dokumentiert. Die Behörde erhält so einen Überblick über ihre Umweltleistung und er-
kennt Schwachstellen. Auf der Basis dieser Ergebnisse werden übergeordnete Umweltziel-
setzungen formuliert sowie Einzelziele und Maßnahmen erarbeitet, die in einem Umwelt-
programm  zusammengefasst werden. 
 
Umsetzen: Die Aufgaben verteilen 

Die Abläufe, Verantwortlichkeiten und Befugnisse, die zur Umsetzung der Umweltleitlinien 
und des Umweltprogramms erforderlich sind, sowie die Organisationsstruktur wurden festge-
legt (Umweltmanagementsystem ). In dieser Phase wurden die Mitarbeiter für Umweltfra-
gen sensibilisiert und geschult sowie Rahmenbedingungen für die interne und externe Kom-
munikation festgelegt. Durch Verfahrensabläufe wird sichergestellt, dass die gesetzlichen 
Umweltvorschriften eingehalten, die festgelegten Umweltziele umgesetzt und die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter über die umweltrelevanten Vorgänge in der Behörde informiert wer-
den. Die Verantwortlichkeiten werden regelmäßig überprüft und ggf. aktualisiert. 
 
Prüfen und Handeln: Den Kurs prüfen 

Bei der Umweltbetriebsprüfung  - auch Audit genannt – wird überprüft, ob die Umweltleitli-
nien bekannt sind, die Umweltziele sowie das Umweltprogramm dokumentiert und umgesetzt 
werden und wie effektiv das Umweltmanagementsystem funktioniert. Es findet also ein inter-
nes Beurteilungsverfahren statt, ob Anspruch und Wirklichkeit übereinstimmen. Dieses Ver-
fahren dient einer regelmäßigen Kontrolle; mit ihm kann die Behördenleitung prüfen, ob sie 
die selbst gesteckten Umweltziele erreicht und die umweltrechtlichen Vorschriften erfüllt hat. 
 
Zudem gibt die Umweltbetriebsprüfung Hinweise auf mögliche Kosteneinsparungen und trägt 
damit nicht nur zur Aufdeckung von ökologischen Schwachstellen und Risiken bei, sondern 
gewinnt zusätzlich auch eine ökonomische Komponente. Auf der Grundlage der Umweltbe-
triebsprüfung werden die Umweltziele überprüft und ggf. das Umweltprogramm entspre-
chend angepasst. Die Bewertung durch die Behördenleitung  erfolgt auf Basis der Audit-
Berichte.  
 
Das oberste Führungsgremium der Organisation prüft und bewertet, ob sich das UMS zur 
kontinuierlichen Verbesserung der Umweltleistung eignet. Als Ergebnis können bei der er-
neuten Planung z.B. die Umweltzielsetzung oder die Umweltleitlinien angepasst werden. 
 
Im Anschluss an die Umweltbetriebsprüfung wird die Umwelterklärung  erstellt und damit die 
Öffentlichkeit und andere interessierte Kreise über die Umweltwirkungen und die Umwelt-
leistung der Behörde informiert. Ein unabhängiger und zugelassener Umweltgutachter  prüft 
die Umweltleitlinien, das Umweltprogramm, das Umweltmanagementsystem und die Um-
welterklärung auf Übereinstimmung mit den Anforderungen der EMAS-Verordnung. Nach der 
Gültigkeitserklärung (Validierung ) durch den Umweltgutachter wird die Behörde im Stand-
ortregister der Industrie- und Handelskammer eingetragen und die Teilnahmeerklärung  
ausgestellt sowie das Teilnehmer-Logo  verliehen.  
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Zuständigkeiten für das Umweltmanagementsystem 
 
Die Zuständigkeit für das interne Umweltmanagement liegt bei der Abteilungsleitung 1 (Ver-
tretung des obersten Führungsgremiums der Organisation für das UMS). Zu den Zuständig-
keiten gehört u.a. nach Anhang I (I-A.4.1.) der EMAS-Verordnung: 
 
„Das oberste Führungsgremium der Organisation muss (einen) spezielle(n) Beauftragte(n) 
des Managements bestellen, welche(r), ungeachtet anderer Zuständigkeiten, festgelegte 
Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Befugnisse hat/haben, um  
 
a) sicherzustellen, dass ein Umweltmanagementsystem in Übereinstimmung mit den An-

forderungen dieser internationalen Norm eingeführt, verwirklicht und aufrechterhalten 
wird; 

 
b) über die Leistung des Umweltmanagementsystems an das oberste Führungsgremium 

zur Bewertung, einschließlich Empfehlungen für Verbesserungen, zu berichten.“ 
 
Entsprechend der o.g. Vorgaben wird der Umweltmanagementbeauftragte von der Abtei-
lungsleitung 1 bestimmt. Sie entscheidet auf der Basis der Vorschläge des UMB / Öko-Audit-
Teams, welche Maßnahmen des innerbetrieblichen Umweltschutzes durchgeführt werden 
und welche der Organisationseinheit(en) für die Umsetzung verantwortlich ist/sind. 
 
Das oberste Führungsgremium der Organisation muss das UMS in festgelegten Abständen 
bewerten. Diese Bewertung muss dokumentiert werden. Bei der Bewertung durch das obers-
te Führungsgremium müssen eventuell notwendige Änderungen von Umweltleitlinien, um-
weltbezogene Zielsetzungen sowie andere Elemente des UMS aufgrund der Ergebnisse von 
Audits, sich ändernder Umstände und der Verpflichtung zur kontinuierlichen Verbesserung 
angesprochen werden. Die Vertreterin des obersten Führungsgremiums (Abteilungsleitung 
1) wird bei diesen Aufgaben vom UMB und vom Öko-Audit-Team unterstützt, bzw. sie dele-
giert diese Aufgabe an den UMB, der die Ergebnisse der Bewertung und die Schlussfolge-
rungen der Abteilungsleitung 1 zur weiteren Veranlassung vorträgt. 
 
Der Umweltmanagementbeauftragte (UMB) 
Der Umweltmanagementbeauftragte ist für die Gesamtkoordination, die Funktionsfähigkeit 
und die laufende Verbesserung des Managementsystems der senatorischen Dienststelle für 
Bau, Umwelt und Verkehr zuständig. Der UMB und sein Vertreter sind als Ansprechpartner 
für alle Belange des UMS zu verstehen und sollen den MitarbeiterInnen Hilfestellung bei der 
Anwendung des Systems geben. Sie koordinieren die laufende Pflege der umweltbezogenen 
Daten und der Dokumentation. Dazu bedarf es allerdings einer regelmäßigen Abstimmung 
mit den jeweiligen Abteilungen; diese sind mitverantwortlich dafür, dem UMB Handlungsbe-
darf in ihren Prozessen zu melden.  
Der UMB leitet das Öko-Audit-Team, das ihn bei der Aufrechterhaltung der Funktionsfähig-
keit des UMS unterstützt. Der UMB hat Vortrags- und Vorschlagsrecht direkt bei der Abtei-
lungsleitung 1, die in Zusammenhang mit der Funktionsfähigkeit und der Weiterentwicklung 
des UMS stehen. Gegenüber der Vertreterin des obersten Führungsgremiums der Organisa-
tion hat er periodische Berichtspflichten.  
 
3.2.4. Das Öko-Audit Team 
Das Öko-Audit-Team unterstützt den UMB bei der Erfassung und Bewertung der umweltre-
levanten innerbetrieblichen Parameter. Im Öko-Audit-Team sind alle Abteilungen sowie der 
Personalrat durch mindestens einen Vertreter repräsentiert. Diese VertreterInnen kommuni-
zieren wesentliche Inhalte des UMS bei Bedarf in die Abteilungen.  
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Im Öko-Audit-Team werden die Vorschläge für die Aktualisierung des Umweltprogramms 
erarbeitet und zur Beschlussreife gebracht.  
 
Die Stellung des UMB und des Öko-Audit-Teams in der Linienhierarchie zum Zeitpunkt der 
Revalidierung 2007 wird mit der folgenden Abbildung verdeutlicht: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 2 Stellung des UMB und des Öko-Audit-Teams  
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7. Umweltaspekte der Tätigkeiten  
 
Definition und Ermittlung der Umweltaspekte  
 
Die senatorische Dienststelle verursacht durch ihre Tätigkeiten und Entscheidungen be-
stimmte (positive oder negative und direkte oder indirekte) Umweltauswirkungen. Ziel eines 
Umweltmanagementsystems ist es, die wesentlichen Umweltaspekte zu ermitteln und deren 
negativen Umweltauswirkungen zu minimieren bzw. zu vermeiden. Dieser Prozess erfolgt 
nicht nur einmalig, sondern laufend. Somit wird Umweltschutz zu einem regelmäßigen Be-
standteil der behördlichen Entscheidungen - es wird ein kontinuierlicher Verbesserungs-
prozess im betrieblichen Umweltschutz angestoßen und aufrecht erhalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 3: Definition der Umweltaspekte 
 
 
Die direkten Umweltaspekte  betreffen die durch unsere unmittelbare Aktivität verursachten 
Stoff- und Energieströme. Aufgrund der Beschäftigung mit den verschiedenen Umwelt-
aspekten, die im Rahmen der ersten großen Umweltprüfung bestimmt wurden, stellt sich das 
Spektrum der wichtigen direkten Umweltaspekte am validierten Standort wie folgt dar:  
 

• Energieverbrauch 
 
• Wasser / Abwasser 
 
• Dienstliche Mobilität 
 
• Zentrale Beschaffung 
 
• Abfallaufkommen 
 
• Flächenverbrauch 
 

Zur Veranschaulichung der Bewertung der Umweltaspekte wurde eine Matrix erstellt. Diese 
zeigt die Bedeutung der direkten Umweltaspekte in Abhängigkeit vom Steuerungspotential 
der Behörde. Die in der Matrix dargestellten Nummern beziehen sich auf die bewerteten 
Umweltaspekte. 
 

Umweltauswirkung 
(direkt oder indirekt ausgelöst) 

Indirekte Umweltaspekte 

führen durch eigene Aktivität zu 
direkten Umweltaspekten bei 
anderen oder werden durch Akti-
vitäten von anderen in der eige-
nen Organisation ausgelöst. 

Direkte Umweltaspekte 

führen durch eigene Aktivität di-
rekt zu Ressourcenverbrauch 
und Emissionen. 
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A 

      

Bedeutung 
nimmt zu  

 
B 

      

  
C 

     
Stand: 

15.05.2007 

 

  Z Y X    
  Steuerungspotenzial der Behörde nimmt zu    

 
   

Umweltaspekt  
 
Bewertung  

Berücksichtigung  
im Umweltprogramm  

 1. Abfallaufkommen   
 1.1 nicht überwachungsbedürftig BY  
 1.2 überwachungsbedürftig BZ  
 2. Wasserverbrauch / Abwasser AX X 
 3. Flächenverbrauch BY  
 4. Zentrale Beschaffung AY X 
 5. Energieverbrauch / Emissionen   
 5.1 Strom AY X 
 5.2 Heizung BZ  
 5.3 Kraftstoff / Fuhrpark BY X 
 6. Dienstreisen CY  

 
 

A 
Besonders bedeutend, von hoher Handlungsrele-
vanz 

Umwelt- B Durchschnittliche Bedeutung 
Bedeutung C Geringe Bedeutung 
 X kurzfristig großes Steuerungspotential 
Einfluss- Y nachhaltig steuerbar, jedoch mittel- bis langfristig 
Möglichkeit Z keine Steuerungsmöglichkeit, nur sehr langfristig  

oder in Abhängigkeit von Entscheidungen Dritter 
Tabelle 1:  Direkte Umweltaspekte und ihre Bewertung 
 
Bei der Bewertung der Signifikanz der Umweltaspekte wurden folgende Kriterien berücksich-
tigt:: 
 
• Umweltschädigungspotential 
• Ausmaß und Häufigkeit des Umweltaspekts 
• Vorliegen und Anforderungen einschlägiger Umweltvorschriften 
• Kostensenkungspotential 

1.1 

5.3 

3 

1.2 

5.2 

6 

2 

4 

5.1 
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8. Umweltrelevante Daten und Kennzahlen der direkte n Umwelt-
auswirkungen 

 
Nachfolgend werden die aktualisierten Daten der Input-/Output-Analyse aus dem Bilanzjahr 
2006 zusammen gefasst und interpretiert.  
Die vollständige Tabelle befindet sich im Anhang. 
 
I. Heizenergie 
a) absoluter Verbrauch: 667 MWh; unverändert gegenüber den Vorjahren 2. 
b) Verbrauch je MitarbeiterIn: 2.647 kWh/a; leicht steigende Tendenz, es handelt sich um 

einen statistischen Effekt (konstanter Verbrauch bei rückläufiger Zahl der Beschäftigten 
ergibt einen steigenden Wert pro MitarbeiterIn) 

c) Verbrauch pro m²:  konstant  69 kWh/m² * a  (siehe Fußnote 2)  
d) Verbrauch pro m² im Bundesvergleich:  

Standort Innenstadt (2006):  69 kWh/m² * a 
Bundesdurchschnitt für Verwaltungsgebäude (2005)3: 90 kWh/m² * a 

Das Gebäude liegt damit in einer sehr guten Position, hinzuweisen ist aber auf die Unsicher-
heit bei dem zu Grunde liegenden absoluten Verbrauch (s. Fußnote 2) 
Der günstige Kennwert bei der Heizenergie wird durch den sehr ungünstigen Kennwert beim 
Strom (siehe dort) stark relativiert. 
 
II. Strom 
a) absoluter Verbrauch: 727.460 kWh; dies bedeutet eine Zunahme von 40.760 kWh oder 

ca. 6 % gegenüber dem letzten, in der Umwelterklärung 2005 bilanzierten Verbrauch des 
Jahres 2004. Die angestrebte Verringerung des Stromverbrauchs wurde nicht erreicht, 
vielmehr ist seit 2004 ein kontinuierlich steigender Stromverbrauch feststellbar. Als Ursa-
chen hierfür kommen zum einen die Vergrößerung der Bürofläche durch zusätzliche An-
mietung im Jahr 2003 ( + 375 m²)  sowie die wachsende Zahl von IT-Netzwerk-Servern, 
die zudem rund um die Uhr in Betrieb sind, in Frage. 

 
b)  Verbrauch je MitarbeiterIn:  2.887 kWh; steigende Tendenz, die sowohl in der Steige-

rung des absoluten Verbrauchs als auch in der abnehmenden Zahl der Beschäftigten be-
gründet ist. 

c) Verbrauch pro m²: Leicht steigende Tendenz, siehe Bemerkungen unter a). 
d) Verbrauch pro m² im Bundesvergleich:  

Standort Innenstadt (2006):  75 kWh/m² * a 
Bundesdurchschnitt für Verwaltungsgebäude  (2005) 2: 32 kWh/m² * a 

Das Gebäude liegt damit in einer sehr schlechten Position. Zu beachten ist: Im Strom-
verbrauch ist der Bedarf der Kantine (Küchentechnik) enthalten; dieser kann bilanziell nicht 
abgegrenzt werden. Dies erschwert den Vergleich mit anderen Gebäuden mit typischer Bü-
ronutzung. 
 

                                            
2 Der Wärmeverbrauch der angemieteten Büroetagen am Standort Innenstadt ist nicht genau bekannt. 

Die vom Vermieter über die Mietnebenkosten abgerechneten Wärmemengen sind seit längerer Zeit 
strittig. Messgeräte zur Wärmeverbrauchserfassung sind weiterhin nicht überall installiert. Zur Bilan-
zierung für das Öko-Audit wird daher der letzte gegenseitig anerkannte Verbrauch aus dem Jahre 
1993 herangezogen und fortgeschrieben. 
In der zweiten Jahreshälfte 2003 wurden sämtliche Fenster in den Büroetagen erneuert; dies müsste 
ab 2004 einen verbrauchssenkenden Effekt zeigen. Wegen fehlenden Verbrauchserfassung für 
Wärme ist dies jedoch nicht nachvollziehbar. 

3 Quelle: Verbrauchskennwerte 2005, Forschungsbericht der ages GmbH; Münster; Anhang 2, Ge-
bäudeart 13100 (Verwaltungsgebäude, normale technische Ausstattung) 
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III. Wasser 
a) absoluter Verbrauch: 1.945 m³; unverändert gegenüber den Vorjahren. Siehe hierzu An-

merkungen zur Bilanzierung bei der Heizenergie4.  
b) Verbrauch je MitarbeiterIn: 7.718 Liter/a; Tendenz leicht steigend, es gelten die gleichen 

Einschränkungen wie bei der Heizenergie. 
c) Verbrauch je m²: 201 l,  unverändert. 
d) Verbrauch pro m² im Bundesvergleich:  

Standort Innenstadt (2003):  201 Liter/m² * a 
Bundesdurchschnitt für Verwaltungsgebäude (1999): 202 Liter/m² * a 
 

Keine Abweichungen zum Bundesdurchschnitt 
 
IV. Dienstliche Mobilität 
Hierunter sind alle Dienstreisen (Ziele außerhalb von Bremen) und alle Dienstgänge (Ziele 
innerhalb Bremens) zusammengefasst, die mit Bahn, Kfz oder Flugzeug vorgenommen wur-
den. ÖPNV- und Fahrradfahrten sowie Fußwege sind nicht erfasst. Es sind alle Dienstreisen 
und –gänge erfasst, auch die der MitarbeiterInnen vom Standort Siemens-Hochhaus. Eine 
Differenzierung nach Standorten ist nicht möglich. 
 
a) Absolute Mobilitätsleistung mit allen Verkehrsträgern 2006:  ca. 750.000 km. 
Dies bedeutet eine deutliche Abnahme gegenüber den Vorjahren. Dies dürfte eher auf die 
zunehmende Budgetkürzungen bei Dienstreisen zurückzuführen sein als auf gestiegenes 
Umweltbewusstsein.  Der Anteil der umweltfreundlichen Bahn-km ist dabei in den letzten 
Jahren stetig gesunken. Durch verstärkte Einbindung einiger Abteilungen in EU-Projekte 
werden mehr Dienstreisen ins europäische Ausland unternommen. Das verstärkte Auftreten 
von sogen. “Billigfliegern“ eröffnet hier eine Möglichkeit, den Budgetkürzungen zu begegnen. 
 
b) Mobilitätsleistung je MitarbeiterIn: 1.753 km/a; dies ist ein deutlicher Rückgang gegen-

über den Vorjahren. 
 
c) Verteilung der Mobilität auf die Verkehrsträger: 
Dienstreisen (DR) Bahn: ca. 46 %, kontinuierliche Abnahme 
DR Flug ca. 14 %, stabilisiert auf relativ hohem Niveau 
DR Auto ca.   5 %, konstant 
 
Dienstfahrten (innerstädtisch) mit Kfz:  ca.34 %, Anteil ansteigend 
 
Der Durchschnittsverbrauch der Dienst-Kfz lag 2006 bei 8,5 l / 100 km. Der Vorjahreswert 
von 8,05 l / 100 km hat sich im Nachherein als nicht korrekt herausgestellt. Mit der Einfüh-
rung von Erdgasfahrzeugen muss deren Verbrauch (angegeben in kg Erdgas) in Benzin um-
gerechnet werden, was 2005 nicht erfolgt ist.  In den Jahren zuvor lag der Verbrauch pro 100 
km über 8,5 l / 100 km. Einerseits macht sich die kontinuierliche Verjüngung des Fuhrparks 
(Ersatz von alten, abgängigen eigenen PKW durch neue Leasing-Fahrzeuge sowie regelmä-
ßige Erneuerung des Leasing-Kfz-Bestandes durch neue Verträge) bemerkbar. Als gegen-
läufige Tendenz ist gerade bei den Erdgasfahrzeugen zu vermerken, dass diese aufgrund 
ihres höheren Eigengewichts (gegenüber vergleichbaren Benzinmodellen) auch einen höhe-
ren Verbrauch aufweisen. 

                                            
4 Die Anmerkungen in der Fußnote zur Heizenergie gelten für den Wasserverbrauch entsprechend. 
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V. CO2 – Emissionen  
(aus Stromverbrauch, Wärmeverbrauch, Mobilität) 
 
a) Absolute Emission 2006: ca. 858.000 kg CO2, davon ca. 744.000 kg aus der Gebäude-

bewirtschaftung (nur Standort Innenstadt) und  ca. 114.000 kg durch die dienstliche Mo-
bilität (MitarbeiterInnen aller Standorte). Gegenüber 2004 ist dies eine Steigerung von ca. 
2 %.  Der Rückgang bei der Mobilität wird vom steigenden Stromverbrauch überkom-
pensiert. 

b) Emission je MitarbeiterIn: 3.220 kg CO2 / Jahr. 
Tendenz seit 2003 kontinuierlich steigend, nach einem Abwärtstrend in den Jahren da-
vor. Die Ursachen liegen vor allem in der Gebäudenutzung (zunehmender absoluter 
Stromverbrauch) wie auch in  statistischen Effekten (leicht abnehmende Zahl von Be-
schäftigten). 
 

VI. Papiermenge (Einkauf) 
Die absolute beschaffte Papiermenge für alle Standorte der Dienststelle betrug 2006 ca. 
3,9 Mio. Blatt. Dies bedeutet eine deutliche Abnahme in den letzten drei Jahren. 
 
Die beschaffte Papiermenge pro MitarbeiterIn (für alle Standorte) lag bei ca. 7.550 Blatt, 
nach einer Höchstmenge von 10.220 Blatt im Jahr 2004. 
 
VII. Abfälle 
Die Daten zum Abfallaufkommen entstammen zum größten Teil aus Stichprobenver-
wiegungen der einzelnen Abfallfraktionen und anschließender Hochrechnung auf Jahres-
mengen. Diese Methode wird seit 2003 angewendet und beinhaltet gewisse Unsicherheiten, 
da der Stichprobenumfang gering ist. Lediglich die Altpapiermengen, die aus Datenschutz-
gründen gesondert entsorgt werden, werden vom Entsorger vollständig nach Gewicht erfasst 
und abgerechnet.  
Daten aus den Jahren vor 2003 beruhten auf Schätzungen, die sich nach Änderung der Er-
fassungsmethode als z.T. unzutreffend herausgestellt haben. 
 
Den größten Teil des Abfallaufkommens nimmt mit ca. 85 % das Altpapier ein. Zusammen 
mit den getrennt erfassten Bioabfällen und den Verpackungsabfällen liegt die Quote der Ab-
fälle, die einer Verwertung zugeführt werden, mit 94 % weiterhin außerordentlich hoch. 
 
Die gesamte Abfallmenge 2006 hat sich gegenüber 2004 um ca. 7.500 kg verringert. Dies ist 
vor allem auf die zurückgehende Menge an Altpapier zurückzuführen, dieser Aspekt korres-
pondiert mit der gleichfalls rückläufigen Menge an beschafftem Büropapier. 
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9. Indirekte Umweltaspekte 
 
Ermittlung der indirekten Umweltaspekte 
 
Indirekte Umweltaspekte  betreffen die Aktivitäten der Behörde, die bei anderen Akteuren 
zu Stoff- und Energieströmen und damit zu Umweltauswirkungen führen können. Die Analy-
se und Bewertung der indirekten Umweltaspekte stellt sich für den Senator für Umwelt, Bau, 
Verkehr und Europa als Landes- und kommunale Umweltbehörde anders dar als für Unter-
nehmen oder Behörden, die nicht im Umweltbereich tätig sind. Für die senatorische Dienst-
stelle stehen die positiven indirekten Umweltaspekte und die Reduzierung von Umweltaus-
wirkungen im Mittelpunkt ihres Handelns. Die Funktion als Ministerium bzw. als Oberste 
Landesbehörde für die Bereiche Bau, Umwelt und Verkehr impliziert, dass im Rahmen des 
täglichen Kerngeschäfts eine Vielzahl von Projekten und Prozessen bearbeitet, eingeleitet 
und/oder beschlossen wird, die je nach Projektstruktur und Fachbereich positive oder auch 
negative Umweltauswirkungen aufweisen. 
 
In der Umwelterklärung 2003 wurde bereits begründet, dass es nicht Aufgabe des Öko-
Audits sein soll, indirekte Umweltauswirkungen, die durch Aktionen im Rahmen des gesetzli-
chen Auftrages entstehen, zu analysieren bzw. zu bewerten. Im Rahmen des EMAS-
Prozesses sollen aber solche Tätigkeiten und die daraus resultierenden indirekten Umwelt-
auswirkungen betrachtet werden, die nicht zu den gesetzlichen Pflichtaufgaben gehören und 
für die die Behörde Entscheidungen und Projekte weitestgehend unabhängig trifft und durch-
führt. Dazu gehören beispielsweise Förderprogramme, deren Ziel die Ressourcenschonung 
und damit die Reduzierung von Umweltauswirkungen ist.  
 
Anlässlich der 2007 durchgeführten internen Audits wurden alle Abteilungen des Hauses 
gebeten, Tätigkeiten oder Produkte außerhalb des Regelvollzuges zu benennen, die für eine 
erfolgreiche Verminderung von indirekten Umweltauswirkungen stehen: 
Diese werden im weiteren kurz beschrieben: 
 
Abteilung 1 
 
Flächenoptimierung 
Durch die vollzogenen Umzüge der Abteilung 1 (und der bisherigen Abteilung 8) ergibt sich 
eine Flächenersparnis von ca. 80 m² gegenüber der vorherigen Belegung. Dadurch freige-
setzte Flächen können hausintern anderweitig zur Verfügung gestellt werden. 
 
Abteilung 2 
 
Klimaschutz - Breitenförderprogramme im Energiebereich 
Auf der Grundlage des §8 (Bremisches Energiegesetz) fördert das Land Bremen energiespa-
rende Maßnahmen in kleineren und mittleren Wohngebäuden mit den beiden Förderpro-
grammen: 
1. “Wärmeschutz im Wohngebäudebestand“ 
2. “Ersatz von Elektroheizungen“. 
Durch diese Förderprogramme werden folgende Umwelteffekte erzielt:  

Unmittelbare Effekte: 
In 2006 wurden in Folge der beiden Breitenförderprogramme CO2 - Emissionen in Höhe 
von ca. 2.300 Tonnen pro Jahr vermieden. Weitere mit der Endenergiebereitstellung ver-
bundene Emissionen (SO2, NOx, Staub) werden entsprechend gemindert. 
Mittelbare Effekte des Wärmeschutzprogramms: 
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Durch das Verbot, im Zusammenhang mit den geförderten Maßnahmen Materialien zu 
verwenden, die FKW-haltige Verbindungen enthalten, wird der Einsatz umweltfreundlicher 
Produkte gefördert. Planer und Handwerker sammeln durch Luftdichtemessungen Erfah-
rungen, luftdicht zu dämmen. Beides hat Auswirkungen auf weitere Bau- und Sanierungs-
vorhaben, unabhängig von diesem Förderprogramm. 
Im Förderprogramm “Ersatz von Elektroheizungen“ werden nur Heizkessel gefördert, de-
ren Schadstoffe im Abgas deutlich unter den gesetzlichen Grenzwerten liegen.  

 
Förderung der Solarenergienutzung 
Mit der Ende 2004 eingerichteten Solardachbörse unterstützt der Senator für Umwelt, Bau, 
Verkehr und Europa zusammen mit weiteren Kooperationspartnern die Vermittlungsbemü-
hungen zwischen Dacheigentümern und interessierten Firmen, die Dachflächen zur Errich-
tung von Photovoltaik (PV)-Anlagen nachfragen. Als Beitrag der Stadt Bremen wurden ins-
gesamt mehr als 20 große Dachflächen zur Verfügung gestellt. Schon 2005 wurden über 
diesen Weg ca. 150 kW  PV-Leistung mit privatem Kapital errichtet, im Jahr 2006 weitere ca. 
30 kW. 
Daneben wird für private Interessenten wie auch für Gewerbebetriebe die Bremer Solarbera-
tung finanziell unterstützt, um auf diesem Wege existierende Förderprogramme des Bundes 
und des Landes optimal zu nutzen und den Zugang zur Nutzung verschiedener Solartechno-
logien zu erleichtern. 
 
 
 
Umstellung Abfallnachweisverfahren 
Im Referat Abfallwirtschaft wird künftig durch die Einführung des elektronischen Entsor-
gungsnachweis- und Begleitscheinverfahrens eine deutliche Papiereinsparung erreicht. Die 
bisherigen Papier-Formulare werden auf eine zukunftsweisende und sichere elektronische 
Form der Dokumentenbearbeitung umgestellt. In den Jahren 2000-2005 wurden zwischen 
27.000 und 33.600 Scheine erfasst. Diese Begleitscheine fallen künftig als Papier weg. Hin-
zu kommen noch die Entsorgungsnachweise, die in geringerer Zahl anfallen. 
Das Verfahren wird bundesweit nach und nach eingeführt und ist ab 2010 aufgrund eines 
Bundesgesetzes verpflichtend. Der vorzeitige Vollzug in Bremen erfolgt freiwillig. 
 
“Bremen räumt auf“ 
Seit 2003 wird von der Umweltbehörde einmal jährlich die Aktion “Bremen räumt auf“ organi-
siert. Dabei werden öffentliche Plätze und vor allem Grünanlagen durch freiwilliges Bürger-
engagement einer Reinigung von Abfällen unterzogen. Die Aktion wird von örtlichen Instituti-
onen und der Presse unterstützt. Die Zahl der Teilnehmer wurde seitdem deutlich gesteigert, 
ebenso wie die Menge an eingesammelten Abfällen. 2007 wurde erstmals eine abnehmende 
Sammelmenge verzeichnet, ein Umstand der darauf schließen lässt, dass die Bremer Bürge-
rinnen und Bürger insgesamt umweltbewusster geworden sind. Befragungen haben ergeben, 
dass das Thema „Müll“ in den Schulen, Kindergärten etc. durch diese Aktion wieder an Be-
deutung gewonnen hat. Damit ist es neben der Beseitigung des Mülls gelungen, das Um-
weltbewusstsein der Öffentlichkeit zu schärfen.  
 
Rahmenprogramm “Ökologische Regenwasserbewirtschaftung“ 
Hochwasserschutz, Erhalt und Verbesserung der Gewässergüte, Entlastung der Kläranlagen 
bei Starkregen, Schutz und Erhalt der Trinkwasserqualität sowie Grundwasser- und Boden-
schutz sind wesentliche Gründe, die für eine aktive Regenwasserbewirtschaftung sprechen. 
Das Land Bremen unterstützt deshalb einen weitgehend naturnahen Umgang mit dem Re-
genwasser durch die Förderung 
• von Regenwassernutzungsanlagen, 
• von Dachflächenbegrünungen, 
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• der Entsiegelung von Flächen und 
• der Versickerung von Niederschlagswasser 
im Stadtgebiet von Bremen und Bremerhaven als Maßnahmen zur Verminderung des Ein-
trags von Niederschlagswasser in das Kanalsystem, zur Erhöhung der Grundwasser-
neubildung und zur Einsparung von Trinkwasser. Im Jahr 2006 wurden rd. 1.400 m² Dachflä-
chen begrünt und acht Regenwassernutzungsanlagen fertig gestellt. 
 
Partnerschaft umwelt unternehmen (puu) 
Die seit 2003 bestehende Umweltallianz  ‚partnerschaft umwelt unternehmen‘ (puu) – einem 
Netzwerk zwischen dem Senator für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa (SUBVE) und um-
weltaktiven Wirtschaftunternehmen – verknüpft Wirtschaftsdenken und -handeln mit freiwilli-
gem Umweltengagement. Sie hat zum Ziel, die Motivation für freiwilliges Engagement und 
den Einsatz für umweltgerechte Investitionen anzuregen. Voraussetzung für eine Mitglied-
schaft ist ein ausgewiesenes, über die gesetzlichen Anforderungen hinaus gehendes betrieb-
liches Umweltengagement, beispielsweise die Implementierung eines Umweltmanagement-
systems oder eine wirkungsvolle Maßnahme zu Verbesserung der Energie- bzw. Ressour-
ceneffizienz. 
Von den 86 Mitgliedsunternehmen (Stand 11.6.07) haben 44 Betriebe ein anerkanntes Um-
weltmanagementsystem gemäß EMAS, ISO 14001, Ecostep oder QuB implementiert; vier 
weitere Unternehmen betreiben brancheninterne Umwelt- oder Energiemanagement-
systeme. 
 
Abteilung 3 
 
Projekt “Erlebnisraum Natur“ 
Unter dem Motto “Entdecken-Erleben-Schützen“ steht das Programm “Erlebnisraum Natur“ 
für die Verbindung von Naturschutz und Naturerleben in Bremen. Den Blick für die besonde-
re Schönheit und Vielfalt der Bremer Natur und deren naturkundliche Bedeutung zu öffnen, 
sie für den einzelnen Besucher erlebbarer zu machen, ohne die hier lebenden Tiere und 
Pflanzen zu stören, ist hierbei eines der grundlegenden Ziele der Bremer Naturschutz-
behörde. Bestandteile des Programms sind u.a. eine einheitliche Informationsbeschilderung, 
die Betreuung von geschützten und naturkundlich interessanten Gebieten durch eine ehren-
amtliche Naturschutzwacht, die Errichtung von Beobachtungsmöglichkeiten, die Herausgabe 
von Informationsmaterial und die Information der Bevölkerung über das Internet.  
Neben dieser Aufklärungsarbeit im Sinne des Naturschutzes ist es aber auch ein wesent-
liches Ziel des Programms, die Bevölkerung dazu zu bewegen, den grünen Gürtel um Bre-
men mit umweltfreundlichen Verkehrsmitteln – in erster Linie mit dem Fahrrad oder zu Fuß – 
zu erkunden und zu erleben. 
 
Förderung umweltgerechter Landwirtschaft 
Im Rahmen eines gemeinsamen Förderprogramms der Länder Bremen und Niedersachsen 
„Verbesserung der Umwelt und der Landschaft“ werden länderübergreifend folgende Maß-
nahmen durchgeführt: 
 

Erschwernisausgleich in NATURA 2000-Schutzgebieten: 
Der Erschwernisausgleich gewährt einen Ausgleich für Bewirtschaftungseinschränkungen 
aufgrund verordneter Naturschutzauflagen in hoheitlich geschützten Natura-2000-
Gebieten sowie in Trittsteinbiotopen gemäß Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie. Auf diese 
Weise kann eine nachhaltige Bewirtschaftung des aus Sicht des Naturschutzes wertvollen 
Grünlands aufrecht erhalten werden. 
 
Agrarumweltmaßnahmen: 
Niedersächsisches und Bremisches Agrarumweltprogramm – NAU / BAU  
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Das Niedersächsische und Bremische Agrarumweltprogramm honoriert die Einführung 
oder Beibehaltung von extensiven, umweltfreundlichen und ressourcenschonenden land-
wirtschaftlichen Produktionsverfahren, die über die gute fachliche Praxis hinausgehen. 
Geplant sind z. B. die Förderung extensiver Produktionsverfahren im Ackerbau oder bei 
Obstkulturen, Maßnahmen zur extensiven Grünlandnutzung oder die Förderung ökologi-
scher Anbauverfahren. 
 
Grundwasserschonende Landbewirtschaftung  
Die Maßnahme "Grundwasserschonende Landbewirtschaftung" honoriert die Umwand-
lung von Ackerflächen in extensiv bewirtschaftetes Grünland, die grundwasserschonende 
Bewirtschaftung von stillgelegten Ackerflächen sowie weitere gewässerschonende Be-
wirtschaftungsweisen. Die Vorhaben dienen damit der Verbesserung der Wasserqualität 
in für den Gewässerschutz wertvollen Gebieten. 
 
Kooperationsprogramm Naturschutz: 
Das Kooperationsprogramm Naturschutz fördert die Beibehaltung oder Extensivierung der 
Nutzung von Grünlandflächen, Ackerflächen und Ackerrandstreifen, die Beibehaltung ei-
ner naturschutzkonformen Bewirtschaftung auf speziellen Biotoptypen sowie die Beibehal-
tung oder Extensivierung der Nutzung von Rast- und Nahrungsflächen für Zugvögel. Da-
mit leistet die Maßnahme einen Beitrag zur langfristigen Erhaltung des Lebensraums für 
typische Pflanzen und Tierarten auf für den Naturschutz wertvollen Flächen. 
 

Lebensader Weser: 
Im Rahmen des EFRE-Programms 2007-2013 des Landes Bremen für die Förderung von 
Projekten aus den Europäischen Strukturfonds für regionale Entwicklung (EFRE) fördert der 
SUBVE unter dem Titel “Lebensader Weser“ die Verbesserung der Zugänglichkeit und Er-
lebbarkeit der Flusslandschaft Weser sowie ein Flussgebietsmanagement, das ökologische 
und ökonomische Belange integriert.  
Die Förderung von Projekten zur Renaturierung von Uferzonen und zur Schließung von Lü-
cken im Fuß- und Radwegenetz entlang der Weser soll neben den direkten ökologischen 
Wirkungen auch zusätzliche Anreize für die Naherholung zu Fuß oder per Rad schaffen. Wie 
beim Projekt “Erlebnisraum Natur“ ist der umweltentlastende Effekt schwer zu quantifizieren, 
jedoch werden die angestrebten Projekte zu mehr umweltfreundlichen Naherholungs-
aktivitäten mit dem Fahrrad oder zu Fuß entlang der Weser führen und das Bewusstsein der 
Bewohner und Besucher Bremens für die Erhaltung der Naturpotentiale der Flusslandschaft 
schärfen. 
Ein integriertes Flussgebietsmanagement soll darüber hinaus durch verbesserte ökologische 
Planungsgrundlagen und ressort- und länderübergreifende Abstimmungen dazu beitragen, 
die Nutzungen der Weser, insbesondere die Schifffahrt und die Häfen, stärker an den Zielen 
der europäischen Richtlinien für den Naturschutz (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie) und den 
Gewässerschutz (Wasserrahmen-Richtlinie) auszurichten. Die positiven Umwelteffekte kön-
nen im Rahmen des Monitorings und turnusmäßigen Berichtswesens nach den genannten 
Richtlinien erfasst und bewertet werden. 
 
Abteilung 5 
 
Reaktivierung der Farge-Vegesacker Eisenbahn für den Personenverkehr 
In Bremen wird derzeit eine Nahverkehrsstrecke reaktiviert. Künftig gehört sie zu den mo-
dernsten ihrer Art in der Bundesrepublik. Dabei geht es im ersten Schritt um die Wiederauf-
nahme der Personenbeförderung zwischen den Ortsteilen Farge und Vegesack im Dezem-
ber 2007. In einem zweiten Bauabschnitt inklusive Elektrifizierung soll dann ab 2011 der 
Netzanschluss an die Regio-S-Bahn bis Bremen-Hauptbahnhof folgen.  
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Im täglichen 30-Minuten-Takt – auch am Wochenende –  werden die Züge künftig die acht 
Haltepunkte im Bremer Norden miteinander verbinden. Die Fahrzeuge sind modern und lei-
se, zum Einsatz kommt zunächst ein Dieseltriebwagen der neuesten Generation mit einer 
Höchstgeschwindigkeit von 80 Kilometern pro Stunde. 
Bahnhöfe inklusive einiger P+R sowie B+R-Stellplätze werden neu gebaut oder instand ge-
setzt.  
Eine Nutzen-Kosten-Untersuchung des Projektes hat ergeben, dass durch das deutlich ver-
besserte ÖPNV-Angebot zahlreiche Fahrgäste, die heute den PKW nutzen, zukünftig mit der 
Bahn fahren werden. Dadurch werden die Straßen vom Kraftfahrzeugverkehr entlastet, die 
Lärm- und Abgasemissionen sinken. Es wird mit 4.500 Fahrgästen/Tag gerechnet, die das 
neue Angebot nutzen werden. 
 
Verkehrskonzept Weser-Stadion  
Im Zusammenhang mit der Erweiterung des Weser-Stadion wurde ein neues Verkehrskon-
zept für dort stattfindende Großveranstaltungen erarbeitet. Es soll zu Beginn der Bundesliga-
spielzeit 2007/2008 umgesetzt werden. Grundgedanke des Konzeptes ist es, die an das We-
ser-Stadion angrenzenden Wohngebiete von Parksuchverkehren so weit wie möglich freizu-
halten. Die mit einem Kfz anreisenden Besucher des Weser-Stadion werden, soweit sie nicht 
über eine Parkberechtigung für die Parkplätze unmittelbar am Stadion verfügen, auf P+R-
Plätze geleitet und von dort mit öffentlichen Verkehrsmitteln (Sonderbusse, Straßenbahn) 
zum Weser-Stadion gebracht. Durch diese Maßnahme werden Parksuchverkehre und die 
damit verbundenen Emissionen vermieden.  
 
Verlängerung der Straßenbahnlinie 1  
Im Zusammenhang mit dem verkehrsgerechten Ausbau der Hans-Bredow-Straße erfolgen 
vorbereitende Maßnahme für die Verlängerung der Straßenbahnlinie 1 von Züricher Straße 
bis Bahnhof Mahndorf. Mit der Verlängerung der Linie 1 erfolgt die direkte Anbindung des 
Einkaufszentrums Weserpark und des Gewerbegebietes Bremer Kreuz an das Straßen-
bahnnetz. Durch die Verlängerung bis zum Bahnhof Mahndorf wird die Verknüpfung mit dem 
SPNV und einem modifizierten Busliniennetz erreicht. Hier entsteht ein attraktiver Umsteige-
punkt. Diese Maßnahme trägt zu einer Verbesserung der Attraktivität des ÖPNV bei und 
führt zu einer Veränderung der Mobilitätsgewohnheiten zugunsten umweltfreundlicher Ver-
kehrsmittel.  
 
Umbau der Haltestelle Leibnizplatz  
Durch die Zusammenlegung der Teilhaltestellen am Leibnitzplatz zu einer zentralen Halte-
stelle und Aufwertung zum „MobilPunkt“ (Kombination ÖPNV, Car-sharing-Station, Fahrrad-
abstellplätze und Taxistand) wurde die Attraktivität des ÖPNV an einem wichtigen Knoten-
punkt erhöht. 
 
Attraktivitätssteigerung Radverkehr 
Die Entwicklung des Radverkehrs als effiziente und preiswerte stadt- und umweltfreundliche 
Fortbewegungsart mit über 350.000 Fahrten pro Werktag innerhalb Bremens schreitet voran.  
Wichtige Maßnahmen aus dem Programm “Zielplanung Fahrrad“ wurden in der letzten und 
aktuellen Haushaltsperiode umgesetzt. Im März 2007 wurde der Radroutenplaner unter 
www.radroutenplaner.bremen.de ins Internet eingestellt. Er ergänzt sinnvoll das bereits vor-
handene Informationsangebot zum Radverkehr im Internet und erschließt neue Nutzergrup-
pen. Insbesondere fördert er die Motivation auch längere, individuell weniger bekannte Rou-
ten mit dem Fahrrad zurück zu legen. Weiterhin wird so das Hauptroutennetz mit seinen ho-
hen Sicherheitsstandards stärker ins Bewusstsein gerückt und kann seine Bündelungsfunkti-
on im Gesamtnetz noch besser wahrnehmen. Darüber hinaus bietet der Radroutenplaner 
weitergehende Informationen zum Radfahren in Bremen. Als besonderer Service kann der 
Radverkehrsstadtplan mit seinen umfassenden radverkehrsbezogenen Infrastrukturinforma-
tionen für die jeweilige Streckenauswahl zugeschaltet werden. 
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Abteilung 6 
 
Energieeffiziente Bauleitplanung 
Für das Wohnbaugebiet Barbarossastraße in Schwachhausen soll eine über die gesetzli-
chen Mindestnormen hinaus gehende energieeffiziente Gebäudeplanung an den Markt ge-
bracht werden. Die Planung erfolgte in der Rechtsform eines Vorhabens- und Erschlie-
ßungsplanes. In den Gesprächen mit dem Vorhabenträger konnten erhöhte Standards der 
Effizienz von Energienutzung als gemeinsames Ziel benannt werden. Die konkreten Einzel-
heiten der Umsetzung und der Standards wurde dann dem Vorhabenträger überlassen, der 
wiederum einen Ausgleich zwischen marktfähigen Preisen und ökologisch wünschbaren 
Standards finden musste. Das Vorhaben ist jetzt im Bau; es werden deutlich über den ge-
setzlichen Standard hinausgehende Maßnahmen der Wärmedämmung am Rohbau realisiert 
und die Häuser sollen mit Solarkollektoren versehen werden. 
Es erweist sich, dass die vorausschauende Zielvorgabe bei der am Planungsprozess Betei-
ligten in Hinsicht auf die Energieverknappung schon in der anschließenden Realisierungs-
phase vom Markt bestätigt wurde. Die ökologisch ausgerichtete Bauweise stellt zusammen 
mit den Subventionen die besten Verkaufsargumente für dieses Baugebiet in bevorzugter 
Lage dar und wird vom Markt auch akzeptiert.  
 
 
Bauleitplan-Informationssystem 
Über das Bauleitplan-Informationssystem, das seit Dezember 2006 im Internet verfügbar ist, 
können Bebauungspläne und Flächennutzungspläne online für das ganze bremische Stadt-
gebiet eingesehen werden (www.bauleitplan.bremen.de). Das System wird von Nutzern in-
nerhalb der Verwaltung wie auch von Externen, wie zum Beispiel Grundstückseigentümern 
und Bauinteressierten, Immobilienmaklern oder Architekten, mit deutlich steigender Tendenz 
genutzt. Durch diese neu geschaffene online-Auskunft wird die Anzahl der Behördenbesuche 
Externer (1. Halbjahr 2007: ca. 40-60 pro Werktag) reduziert. 
Die derzeitigen Steigerungsraten bei den Zugriffen von ca. 15 % pro Monat deuten auf weite-
res Potenzial hin, die Behördenbesuche bei einem Klientel zu reduzieren, das aus Zeitgrün-
den kaum öffentliche Verkehrsmittel nutzen würde. Das Bauleitplan-Informationssystem trägt 
somit durch Reduzierung des Individualverkehrs aufgrund verminderter Behördengänge indi-
rekt zu Umweltverbesserungen bei. 
 
 
Abteilung 7 
 
Nachhaltige Stadtentwicklung 
Die Abteilung 7 verfolgt in ihrem Aufgabenbereich „Städtebau, Stadtumbau und Wohnungs-
wesen“ die Strategie einer nachhaltigen Stadtentwicklung. In diesem Sinne haben die drei 
räumlichen Ordnungsprinzipien Dichte, Mischung der Nutzungen und Polyzentralität wesent-
liche Bedeutung. Diese drei Prinzipien haben im Einzelnen folgenden Inhalt: 
• Dichte: Kompakte, baulich hochwertige Strukturen verhindern oder mindern die weitere 

Zersiedlung und unnötiges Verkehrsaufkommen. Das Referat Stadtumbau trägt durch 
Sanierungs- bzw. Stadterneuerungsverfahren dazu bei, die städtischen Quartiere attrak-
tiv zu halten und ihre Funktionen den heutigen Bedürfnissen anzupassen. Durch eine ak-
tive Baulückenpolitik werden vorhandene Flächenressourcen der Stadt einer Nutzung 
zugeführt (sparsamer Umgang mit Grund und Boden). 

• Mischung: Verflechtung von verschiedenen Nutzungen auf Quartiersebene als Ziel einer 
„Stadt der kurzen Wege“. Das Referat Stadtumbau berücksichtigt diese Anforderung, 
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soweit darauf Einfluss zu nehmen ist (z.B. Ansiedlung wohnortnaher Versorgung in den 
Quartieren). 

• Polyzentralität: Siedlungsentwicklung mit eigenen Stadtteilzentren vornehmlich entlang 
von ÖPNV-Strecken. Die Stärkung der Stadtteilzentren und damit der Wohnquartiere ist 
im Referat Stadtumbau im Rahmen der Stadterneuerungsaufgaben regelmäßig im Blick. 

Darüber hinaus ist die Anpassungsfähigkeit der Quartiere von besonderer Bedeutung. Auf 
diese Anforderung reagiert die Abteilung, indem sie eine umfassende Beteiligung der Be-
wohner und der lokalen Akteure organisiert (im laufenden Prozess über Stadtteilforen sowie 
bei Bedarfsanalysen, z.B. im Rahmen der Aufstellung der Integrierten Handlungskonzepte) 
sowie durch Einbindung der anderen Ressorts (Bildung, Arbeit, Wirtschaft etc.), um eine um-
fassende Stärkung der Quartiere zu erreichen. Dadurch wird insbesondere auch für die Um-
weltaspekte des Handelns der Abteilung eine hohe Akzeptanz erreicht.  
 
Ihm Rahmen des Städtebaus und Stadtumbaus wurden diese Aspekte z.B. in den Leucht-
turmprojekten „Stadtumbau West in Osterholz-Tenever“ sowie beim Projekt „Wohnen an 
Wall und Weser“ realisiert. Im Bereich des Wohnungswesens wird die Förderung im Interes-
se der ökologischen Anforderungen noch mehr als bisher darauf gerichtet, den vorhanden 
Wohnungsbestand über die gesetzlichen Vorgaben hinaus an die neuen ökologischen An-
forderungen anzupassen.  
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10. Umweltprogramm 2007 
 
Als wesentliche Umweltaspekte für das Umweltprogramm und die Zielsetzung sowie die 
Maßnahmenableitung (Umwelteinzelziele) wurden bei der Überarbeitung des Umweltmana-
gement-Handbuchs die Bereiche 
 

• Abfallaufkommen 
• Wasserverbrauch / Abwasser 
• Flächenverbrauch 
• Zentrale Beschaffung 
• Energieverbrauch / Emissionen 
• Dienstreisen 

 
erkannt. 
 
Bei der Bewertung der Signifikanz der Umweltaspekte wurden folgende Kriterien berücksich-
tigt: 
 

• Umweltschädigungspotential 
• Ausmaß und Häufigkeit des Umweltaspekts 
• Vorliegen und Anforderungen einschlägiger Umweltvorschriften 
• Kostensenkungspotential 

 
Zur Bewertung der Umweltaspekte  bzw. einzelner Maßnahmen des Umweltprogramms 
wurde ein Schema entwickelt, mit dessen Hilfe das Steuerungspotenzial dargestellt werden 
kann (siehe auch Kap. 7) 
Das Umweltprogramm beschreibt Maßnahmen, benennt Verantwortlichkeiten, die Zeitschie-
ne zur Umsetzung unserer Ziele, welche z.T. quantifiziert sind, und führt so zu einer kontinu-
ierlichen Verbesserung in dem jeweiligen Bereich. Bei der Ermittlung, Formulierung und 
Ausgestaltung dieses Programms wirken die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unserer Be-
hörde mit. Das Umweltprogramm wird vom Öko-Audit-Team regelmäßig überarbeitet und 
erkannter Handlungsbedarf wird in aktualisierte Fassungen aufgenommen. 
 
Zusätzlich zu den im aktuellen Umweltprogramm behandelten direkten Umweltaspekten  
soll künftig auch den Zielstellungen der indirekten Umweltaspekte (s. Kap. 9) eine erhöhte 
Bedeutung zukommen. Sie sollen bei der weiteren Fortschreibung des Umweltprogramms 
Berücksichtigung finden. 
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Umweltprogramm 2007 
( Stand: 07.06.2007) 
 
DIREKTE UMWELTASPEKTE  
Nr. Maßnahme Priori-

tät5 
Termin Verantwortlich  Stand der Umsetzung 

Umweltzielsetzung:  Verringerung des Ressourcenverbrauchs 
Umwelteinzelziel:  umweltgerechte Energiewirtschaft (Strom) Senkung des Stromverbrauchs am Standort Innenstadt  
1 Regelmäßige Stromspar-Tipps 

an alle MitarbeiterInnen 
BY laufend Ref. 13  

 
Entsprechende Tipps kommen bisher über den hausin-
ternen newsletter,  sind aber zu selten. 
 

2 Verringerung der Standby-
Verluste durch flächen-
deckende Anschaffung entspr. 
Steckdosenleisten für EDV-
Geräte (Fortsetzung) 
 

BX 12/2007 Ref. 13 
 

40 %  der PC-Arbeitsplätze sind mit Steckdosenleisten 
ausgerüstet.  Ausstattung weiterer Arbeitsplätze nach 
Anforderung durch die Nutzer. 

3 Optimierung der PC-
Konfigurationen bei Neube-
schaffung 

BX laufend Ref. 13 
 

Bei Neu- / Ersatzbeschaffung werden Strom sparende 
Flachbildschirme auf Anforderung des Nutzers ausge-
liefert. Dabei erfolgt eine Beratung hinsichtlich der er-
gonomischen Vor- und Nachteile. 
 
Weiterhin wird bei beengten Platzverhältnissen (z.B. 
Doppelbüros) ein Austausch von Röhren- gegen Flach-
bildschirme durchgeführt, auch ohne akuten Ersatzbe-
darf. 
 

                                            
5Gemäß der Bewertung der Umweltwirkungen  
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4 Optimierung des Betriebs der 

zentralen Server-Räume (klima-
tisiert) 
 

BX laufend / 
 
12/2007 

Ref. 13 
 

Reduzierung der Anzahl der Server durch den Einsatz 
von virtuellen Servern. 
Untersuchungen zu angepassten Temperaturen im 
Server-Raum / Stromverbrauch sind angelaufen (3/07) 

5 Optimierung der Beleuchtung 
der Nebenräume und Treppen-
häuser (alle Blöcke) 
 

BY 12/2007 Abt. 1 Die gesamte Büro- und Flurbeleuchtung in den Blöcken 
A, B, D + E  wurde Ende 2006 / Anfang 2007 totalsa-
niert.  Die Beleuchtung in den Nebenräumen (Toiletten, 
Treppenhäuser)  ist davon nicht berührt. 
 

6 Stand-by-Betrieb der Flurdru-
cker optimieren 
 

BX 12/2007 Abt. 1  

7 Umstellung der Kantine Ansga-
ritor auf Gasbetrieb 

AY 2008 Abt. 1  /  Abt. 2 Die Küchentechnik der Kantine ist 27 Jahre alt und er-
neuerungsbedürftig. 
Der Auftrag für eine vergleichende Untersuchung zur 
kompletten Erneuerung der Küchengräte in Strom- bzw. 
Gas-Ausführung wird im Juli 2007 erteilt. 
(Entscheidungsgrundlage für Umstellung) 

 
Umwelteinzelziel:  umweltgerechte Energiewirtschaft  (Heizung) 
8 Verbesserung der Transparenz 

bei der Heizkostenabrechnung 
des Vermieters 

BY 6/2008 Abt. 1  
 

Die Heizkostenabrechnung ist hinsichtlich der ver-
brauchten Wärmemengen intransparent.  
Gegenüber dem Vermieter soll die Installation von 
Wärmemengenzählern für die Büroetagen eingefordert 
werden. 
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Umwelteinzelziel: Verringerung des Papierverbrauchs 
9 Weitere Maßnahmen zur Redu-

zierung des Papierverbrauchs 
(elektronische Formulare) 
 

BX laufend Abt. 1 + Öko-
Audit-Team 

An allen Kopierern (Flurdruckern) wurde im Sommer 
2006 die Grundeinstellung “doppelseitiges Kopieren“ 
eingestellt. 
Papierverbrauch hat sich 2005 und  2006 spürbar ver-
ringert. 
Der Einsatz elektronischer Formulare nimmt zu (Mitar-
beiterportal im Intranet) 

 
Umwelteinzelziel:  Verbesserung der Abfallentsorgung   
10 Eindeutige Kennzeichnung der 

Sammelbehälter für Restmüll 
und Bioabfall in den Teeküchen 
 

CX 9/2007 Abt. 1   

 
Umwelteinzelziel:  Ökologische Mobilität. Senkung des Kraftstoffverbrauchs  
11 Ökologische Optimierung des 

Fuhrparks 
BX laufend Abt. 1 / Abt. 2 Bei der Beschaffung von Fahrzeugen wird der generelle 

Bedarf kritisch geprüft (Alternative: Car-sharing). 
 
Seit Anfang 2007 sind mit einer Ausnahme alle Lea-
sing-PKW der Dienststelle auf Erdgasmodelle umge-
stellt. 
 

12 Erhöhung des Bahn-Anteils bei 
Dienstfahrten 

BX laufend Alle Abteilun-
gen 
 

Anteil Bahnverkehr an der gesamten  
Mobilitätsleistung 2006: ca. 46% 
 

13 Beschaffung und Bewirt-
schaftung von Dienstfahrrädern 

BX 12/2007 Abt. 1 / Abt. 2 In Vorbereitung /      Auftrag zur Prüfung der Auswir-
kungen auf die anderen Mobilitätsarten 
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INDIREKTE UMWELTASPEKTE  
Nr. Maßnahme Priorität Termin Verantwortlich  Stand der Umsetzung 
Umweltzielsetzung:  Verringerung der indirekten Verkehrsbelastung 
Umwelteinzelziel:  Umweltfreundliche Mobilität 
14 Zahl der Fahrradstellplätze am 

Standort erhöhen 
 

n.b. 2007 Abt. 5 im Bereich Brepark-Hochgarage z.Zt. keine Möglich-
keiten, alternative Standorte werden untersucht 

15 Erneute Werbung für Jobticket 
 
 

BZ 9/2007 
 
 
 

Abt. 1 Anfang 2006 wurde das Job-Ticket (mit 30 % Preis-
vorteil) für alle Dienststellen des bremischen öffentli-
chen Dienstes eingeführt.  Ca. 200 MA der Dienststel-
le SUBVE nutzen das Job-Ticket. 
Weiteres Potenzial unbekannt. 
 

16 Teilnahme an Akti-
on/Wettbewerb „Mit dem Rad 
zur Arbeit“ 
 

BZ 9/2007 
 
 
 

Abt. 2 Aktion wurde 2005 und 2006 erfolgreich durchgeführt. 
Erneute Teilnahme SUBVE in 2007. 

Umweltzielsetzung:  Akzeptanz für Umweltmanagement-Systeme erhöhen 
Umwelteinzelziel:  Umweltmanagement-Systeme bei anderen Ressorts / Eigenbetrieben / Gesellschaften Bremens initiieren 
17 Ämter, Eigenbetriebe und Ge-

sellschaften, die zum Ressort 
SUBVE gehören, auf ihre Be-
reitschaft für UMS sensibilisie-
ren und bei der Umsetzung 
helfen 

AZ 2007 Ref. 20 
Öko-Audit-
Team 

Brief der Hausspitze an Gesellschaften / Eigenbetrie-
be des Ressorts. 
Besprechung beim RKW mit Vertretern der betroffe-
nen Einrichtungen. 
 

 
Weitere indirekte Umweltaspekte aus den Fachabteilu ngen siehe Kap. 9 
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11. Chronik des innerbetrieblichen Umweltschutzes ( Auswahl) 
 
 
1993 Förderung der Fahrradnutzung von MitarbeiterInnen durch Bereitstellung von Fahr-

radkellern sowie Abstellmöglichkeiten vor dem Dienstgebäude 
 
1994 umweltfreundliche Beschaffungspraxis (z.B. keine Einwegkugelschreiber, wieder-

befüllbare Textmarker, lösemittelfreie Kleber, Recycling-Hygienepapier) 
 
1994 flächendeckende Einführung von Sammelbehältern in jedem Büro zur Trennung der 

Abfallfraktionen 
 
1994 Umstellung der Flur- und Treppenhausbeleuchtung auf Zeittakte für die Zeit außer-

halb der Dienstzeiten 
 
1998 sukzessive Umstellung des Fuhrparks auf Leasingfahrzeuge, die den jeweils neues-

ten Stand der Technik repräsentieren 
 
1999 Gründung eines Öko-Audit-Teams 
 
2001 Anbringen von Stromsparaufklebern an allen PCs und Sammlung und Rückgabe aller 

Drucker-Tonerkartuschen an Händler 
 
2003 Angebot von Fahrtraining (spritsparende Fahrtechniken) für MitarbeiterInnen, die häu-

fig Dienstfahrzeuge nutzen 
 
2003 Umsetzung mehrerer Maßnahmen im Rahmen des Stromsparprogramms  

(u.a. Bedarfsschalter für Warmwassergeräte, Austausch Kühlschränke, Kaffee-
maschinen ohne Heizplatte mit Thermoskannen) 

 
2003 Austausch der Fotokopiergeräte (Geräte vom neuen Leasing-Vertragspartner mit E-

nergiesparoptionen und verbesserter Funktion zum doppelseitigen Kopieren) 
 
2003 Erprobung von Wasserspartechniken in der WC-Anlage Ansgaritorsaal / Kantine  

(Block E) 
 
2003 Einstieg in ein neues Modell der Dienstfahrzeugbewirtschaftung (Car-Sharing) 
 
2003 Validierung des Standortes „Ansgaristorstraße / Innenstadt“ nach EMAS und 

Veröffentlichung der ersten Umwelterklärung 
 
2004 Beschaffung eines Dienstfahrzeuges mit Erdgasantrieb (Leasing) 
 
2005 Beschaffung weiterer fünf erdgasgetriebener Dienstfahrzeuge (Leasing) 
 
2006 Hohe Beteiligung von 81 MitarbeiterInnen (27 3er Teams) an dem Wettbewerb  

“Mit dem Rad zur Arbeit“ 
 
2006 Einrichtung aller Flurdrucker auf doppelseitiges Kopieren als Grundeinstellung 
 
2006 / 2007  Totalsanierung der Flur- und Bürobeleuchtung (Energiesparleuchten) 
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13. Impressum und AnsprechpartnerInnen 
 
Herausgeber 
 
Der Senator für Umwelt, Bau, Verkehr und 
Europa 
Ansgaritorstraße 2, 28195 Bremen 
 
Telefon: 0421 / 361-2407 
Telefax: 0421 / 361-2050 
E-Mail: office@bau.bremen.de 
Internet:http://www.bauumwelt.bremen.de 
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Telefon: 0421 / 361-10601 
E-Mail: 
Hartmut.Eichhorn@umwelt.bremen.de 
 
Sibylle Pusch 
Telefon: 0421 / 361-2786 
E-Mail: Sibylle.Pusch@bau.bremen.de 
 
 

 
 
 

 
weiterführende Links 
 
www.emas.de/ 
 
www.emas-register.de 
 
www.bauumwelt.bremen.de 
 
www.umwelt-unternehmen.bremen.de 
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14. Anhang 
 
 
14.1 Organigramm 
14.2 Daten und Kennzahlen,  Stand 2006 










